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Einleitung 

§  1 Untersuchungsgegenstand

Die Vorschriften des Internationalen Sachenrechts bestimmen, welches materiel-
le Sachenrecht Anwendung findet, wenn aufgrund eines grenzüberschreitenden 
Sachverhalts die Rechtsordnungen mehrerer Staaten in Betracht kommen.1 In der 
Europäischen Union sind die Vorschriften des Internationalen Sachenrechts bis-
lang nicht vereinheitlicht, sodass jeder Mitgliedstaat über sein eigenes – nationa-
les – Internationales Privatrecht verfügt. Zwar betrachten die mitgliedstaatlichen 
Regelungen grundsätzlich das Recht des Belegenheitsorts (die lex rei sitae) als 
maßgeblich, jedoch mit unterschiedlichen Einschränkungen und Ausnahmen.2 
Diese Unterschiede haben zur Folge, dass das anwendbare Recht ein anderes 
sein kann, je nachdem welches Internationale Sachenrecht für die Bestimmung 
des anwendbaren Rechts herangezogen wird. 

Folgender Beispielsfall soll illustrieren, was die unterschiedlichen Internatio-
nalen Sachenrechte für den europäischen Binnenmarkt bedeuten: 

Beispielsfall 1  Ein lettischer Viehzüchter will in den Niederlanden eine Melkmaschine kau-
fen und diese mithilfe eines Darlehens einer deutschen Bank finanzieren. Er plant, die Maschi-
ne nach Lettland zu transportieren. Die Bank fordert zur Sicherung des Darlehens, dass ihr ein 
dingliches Recht an der Melkmaschine eingeräumt wird.3

Die Bank wird dem Viehzüchter ein Darlehen nur bei Bestellung einer entspre-
chenden Sicherheit gewähren. Je nachdem, wie kompliziert es für die deutsche 
Bank ist, ein Sicherungsrecht an der Melkmaschine zu vereinbaren, welches in 
den Niederlanden und in Lettland Drittwirkung entfaltet, könnte die deutsche 
Bank zögern, dem Viehhändler bei der Finanzierung zur Seite zu stehen. Zumin-
dest wird sie sich den Mehraufwand bezahlen lassen, der dadurch entsteht, dass 
die Finanzierung Bezüge zu anderen Mitgliedstaaten aufweist. 

1  Vgl. ausführlich Kapitel  4 §  1 A. II. 1, ab S. 79.
2  Vgl. ausführlich Kapitel  2, ab S. 35.
3  Szenario angelehnt an X. Kramer/​M. De Rooij/​V. Lazić/​R. Blauwhoff/​L. Frohn, Ein euro-

päischer Rahmen für das internationale Privatrecht: gegenwärtige Lücken und Perspektiven für 
die Zukunft – Studie (2012), S.  100.



2 Einleitung

Dieser zusätzliche Aufwand besteht zum einen darin, das Recht festzustellen, 
nach dem sich die Begründung und die Wirkung des Sicherungsrechts richtet, 
und zwar während sich die Sache in den Niederlanden befindet, während des 
Transports und wenn die Sache Lettland erreicht hat. Da sich das anwendbare 
Recht nach den Kollisionsnormen des Forums richtet, müsste die Bank dafür die 
potenziellen Gerichtsstände in Erfahrung bringen – dies jedenfalls, solange sich 
die Regeln des Internationalen Sachenrechts unterscheiden – völlig ohne dass ein 
Rechtsstreit im Raum steht. 

Zum anderen liegt ein zusätzlicher Aufwand darin, die Voraussetzungen zu er-
füllen, welche das jeweils anwendbare Recht an die Begründung und die Wirkung 
des dinglichen Rechts stellt, insbesondere im Hinblick auf die Folgen, die aus dem 
Wechsel des Belegenheitsorts resultieren. Auf die Bank können dabei – je nach 
Ausgestaltung der Kollisionsnormen – weitere Schritte zukommen, die nicht er-
forderlich wären, wenn es sich um eine rein nationale Situation handeln würde, 
wie etwa eine nachträgliche Registrierung des Sicherungsrechts in Lettland.

Die Europäische Union hat es sich zum Ziel gesetzt, einen Binnenmarkt zu 
errichten und einen Raum des Rechts ohne Binnengrenzen zu schaffen.4 Inner-
halb der Europäischen Union sollen Hürden abgebaut werden, die einer grenz-
überschreitenden Tätigkeit entgegenstehen. Eine Möglichkeit, Hürden in Kon-
stellationen wie derjenigen in Beispielsfall 1 abzubauen, wäre das Internationale 
Sachenrecht zu vereinheitlichen und die vereinheitlichten Regelungen inhaltlich 
am Binnenmarktziel auszurichten.5

Auf vielen Rechtsgebieten hat die Europäische Union das Internationale Privat-
recht bereits vereinheitlicht.6 Für den Bereich des Sachenrechts wurde seitens der 
Europäischen Kommission eine solche Vereinheitlichung ebenfalls als besonders 
bedeutsam „für die Funktionsweise des Binnenmarkts“ erachtet.7 Allerdings wur-
den die einzelnen Rechtsbereiche im Rahmen der Kodifizierungsarbeiten abge-
schichtet, um diese in einem durchführbaren Umfang zu halten,8 mit dem Ergeb-

4  Art.  3 Abs.  2 und 3 S.  1 EUV.
5  Dazu ausführlicher vgl. Kapitel  1 §  1 C. III, S. 22.
6  Etwa mittels der folgenden Verordnungen: Rom I-VO, Rom II-VO, Rom III-VO, EuErb-

VO, EuInsVO, EuGüVO.
7  In der Begründung zur Rom II-VO legt die Kommission dar, dass bereits im Jahr 1969 

eine Expertensitzung zur Kodifizierung der Kollisionsnormen, welche auf Einladung der Kom-
mission stattfand, zu dem Ergebnis kam, dass „zunächst die Materien behandelt werden sollten, 
die für die Funktionsweise des Binnenmarkts von besonderer Bedeutung sind wie das Sachen- 
und Immaterialgüterrecht, das Schuldrecht (vertragliche und außervertragliche Schuldverhält-
nisse) sowie die Form von Rechtsgeschäften.“, vgl. Europäische Kommission, Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über das auf außervertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht („ROM II“), KOM(2003) 427 endgültig, S.  3 (1.2).

8  Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 
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nis, dass das Internationale Sachenrecht von der Europäischen Union auch heute 
noch nicht geregelt ist. In Studien, die vom Europäischen Parlament in Auftrag 
gegeben oder mitfinanziert wurden, wird der Europäischen Union diesbezüglich 
weiterhin ein Handeln empfohlen.9 Ziel der vorliegenden Arbeit ist, zu untersu-
chen, wie das Internationale Sachenrecht in der Europäischen Union vereinheit-
licht werden könnte, und einen entsprechenden Vorschlag zu unterbreiten. 

§  2 Themenbegrenzung

Die Arbeit beschränkt sich dabei auf das anwendbare Recht. Sie geht nur auf 
körperliche Gegenstände ein.10 Um den Umfang überschaubar zu halten, sind 
Wertpapiere und Kulturgüter vom Kreis der Gegenstände ausgeschlossen.11 Der 
allgemeine Teil des IPR wird weitgehend ausgespart, sodass beispielsweise zu 
Eingriffsnormen, zum ordre public und zur Rück- oder Weiterverweisung keine 
Regelungen vorgeschlagen werden. Sofern es in dieser Arbeit relevant wird, wer-
den die hier vorgeschlagenen Verweisungen (wie in den meisten EU-Verordnun-
gen zum IPR)12 als Sachnormverweisungen verstanden.13

und des Rates über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht („ROM 
II“), KOM(2003) 427 endgültig, S.  3 (1.2).

9  X. Kramer/​M. De Rooij/​V. Lazić/​R. Blauwhoff/​L. Frohn, Ein europäischer Rahmen für das 
internationale Privatrecht: gegenwärtige Lücken und Perspektiven für die Zukunft  – Studie 
(2012), S.  117 f.; G. Rühl/​J. von Hein, RabelsZ 79 (2015), 701 (739). 

10  Mit dem Anwendungsbereich des anwendbaren Rechts auf „die Güterzuordnung durch 
dingliche Rechte“ bezogen auf Vermögensgegenstände aller Art setzt sich J. Rumstadt, Ding-
lichkeit im europäischen Kollisionsrecht (2024) auseinander. Er entwickelt für das Recht der 
Europäischen Union einen Vorschlag für den Anwendungsbereich und den Umfang des an-
wendbaren Rechts sowie Begriffsbestimmungen (S.  34 ff.). Darüber hinaus geht er kurz auf das 
Anknüpfungsmoment der lex rei sitae ein, wobei er für die verschiedenen Arten von Vermö-
gensgegenständen die „Belegenheit“ konkretisiert (S.  293 ff.). 

11  So schlägt dies ebenfalls vor E.-M. Kieninger, Das internationale Sachenrecht als Gegen-
stand eines Rechtsakts der EU – eine Skizze, in: Hilbig-Lugani, et al. (Hrsg.): FS für Dagmar 
Coester-Waltjen (2015), S.  469 (474).

12  Vgl. etwa Art.  24 Rom II-VO, Art.  11 Rom III-VO, Art.  32 EuGüVO. Art.  20 Rom I-VO 
schließt die Verweisung auf IPR aus „soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist“. 
Eine solche Bestimmung liegt bei bestimmten Konstellationen im Zusammenhang mit Versi-
cherungsverträgen vor (Art.  7 Abs.  3 und 4), vgl. hierzu Kieninger, in: Internationales Vertrags-
recht (2018), Art.  20 Rom I-VO, Rn.  5. Vgl. auch H. Dittmers, Die Anpassung im europäischen 
Internationalen Privatrecht (2019), S.  201 f. In der EuInsVO stellt sich die Frage nicht, da nur 
auf mitgliedstaatliches Recht verwiesen wird, dessen IPR folglich ebenfalls die EuInsVO wäre. 
Eine differenziertere Lösung hält hingegen Art.  34 EuErbVO bereit, wo der renvoi unter be-
stimmten Voraussetzungen zugelassen wird.

13  Schließlich ist zu bedenken, dass in einem Fall, in dem die Verweisung auf drittstaatliche 
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§  3 Gang der Darstellung

Im Folgenden werden zunächst die Fragestellungen herausgearbeitet, die bei 
einer Vereinheitlichung des Internationalen Sachenrechts zu behandeln sind. 
Dies geschieht anhand eines rechtsvergleichenden Überblicks über die mitglied-
staatlichen Kodifikationen des Internationalen Sachenrechts (Kapitel  2). Die 
Rechtstexte und ihre Übersetzungen, auf die dabei und in den folgenden Kapiteln 
verwiesen wird, sind im Annex mit Quellenangabe abgedruckt. Sodann werden 
die Ziele und Methoden dargelegt, welche bei der Wahl der Anknüpfungsmo-
mente und Lösungen eine Rolle spielen könnten (Kapitel  3). In den weiteren 
Kapiteln werden auf der Grundlage von rechtsvergleichenden Untersuchungen 
mögliche Lösungen für die einzelnen Fragestellungen dargestellt und Rege-
lungsvorschläge unterbreitet: Der Anwendungsbereich des Regelungsvorschlags 
einschließlich des Umfangs des Sachstatuts sowie einzelner Begriffsbestimmun-
gen wird konkretisiert (Kapitel  4), der Grundsatz der lex rei sitae sowie der Sta-
tutenwechsel und seine Folgen untersucht (Kapitel  5) und schließlich werden die 
Fallgruppen behandelt, für die es sich anbieten könnte, eine von dem Belegen-
heitsort (situs) abweichende Anknüpfung vorzusehen (Kapitel  6). Abschließend 
wird der Regelungsvorschlag in einer deutschen, englischen und französischen 
Fassung präsentiert (Kapitel  7). 

Bevor jedoch ab Kapitel  2 darauf eingegangen wird, wie ein vereinheitlichtes 
Internationales Sachenrecht aussehen könne, sollen im folgenden ersten Kapitel 
die Hintergründe einer Vereinheitlichung des Sachenrechts beschrieben werden: 
Weshalb ist eine Vereinheitlichung des Internationalen Sachenrechts durch die 
Europäische Union sowohl empfehlenswert als auch rechtlich möglich und wie 
ist der Stand der diesbezüglichen Bestrebungen?

Sachnormen nicht sachgerecht erscheint, unter Umständen die unten in Kapitel  6 §  12, ab 
S. 476 vorgeschlagene Ausweichklausel einschlägig sein und Abhilfe schaffen könnte. Auch 
der GEDIP-Entwurf schließt in Art.  14 den renvoi aus. Es ist jedoch keinesfalls zwingend, die 
hier vorgeschlagenen Regelungen als Sachnormverweisungen zu verstehen, denn sie würden 
auch als Gesamtverweisungsnormen funktionieren. Ob sich im Internationalen Sachenrecht der 
Europäischen Union eine Regelung anbietet, die Rück- und Weiterverweisungen unter be-
stimmten Voraussetzungen zulässt, und wie eine solche Regelung zu formulieren wäre, soll 
jedoch in dieser Arbeit nicht behandelt werden, um ihren Umfang überschaubar zu halten. 



Kapitel  1

Die Ausgangslage für eine Rechtsvereinheitlichung

Sollte das Internationale Sachenrecht vereinheitlicht werden, anstatt wie bislang 
den Mitgliedstaaten überlassen zu werden? Zu diesem Zweck werden die Grün-
de (§  1) sowie die rechtlichen Rahmenbedingungen (§  2) für eine unionsweite 
Vereinheitlichung untersucht, bevor einige bereits erfolgte Vereinheitlichungs-
versuche und ‑vorschläge kurz vorgestellt werden (§  3).

§  1 Notwendigkeit der Vereinheitlichung des 
Internationalen Sachenrechts

Der aktuelle Rechtszustand (A.) hat verschiedene Schwächen (B.), welche durch 
ein Zusammenspiel von Maßnahmen, darunter eine Vereinheitlichung des Inter-
nationalen Sachenrechts, eingedämmt oder gar behoben werden können (C.). 

A. Bestandsaufnahme

Die verschiedenen Mitgliedstaaten verfügen über unterschiedliche Kollisions-
rechte, mithilfe derer sie das anwendbare Sachenrecht und die Folgen eines Sta-
tutenwechsels, d. h. des Wechsels des anwendbaren Rechts,1 bestimmen. Je nach-
dem, welche Anknüpfung sie für eine Fragestellung vorsehen, verweisen sie für 
dieselbe Ausgangsfrage unter Umständen auf ein anderes materielles Sachen-
recht.

Beispielsfall  2  A verkauft eine bewegliche Sache in Staat  X, die an B in Staat  Y geliefert 
werden soll. A und B vereinbaren ein dingliches Sicherungsrecht an der Sache. Staat  X sieht 
vor, dass sich die Begründung von dinglichen Sicherungsrechten an zu exportierenden Sachen 
nach dem Recht des Bestimmungsorts richtet, während Staat  Y die lex rei sitae im Zeitpunkt 
der Vereinbarung für maßgeblich hält. Je nachdem, ob das Kollisionsrecht des Staats  X oder 
des Staats  Y maßgeblich ist, müssen A und B für die wirksame Begründung des dinglichen 
Sicherungsrechts die Voraussetzungen des Rechts des Staats  Y (Bestimmungsstaat) oder des 
Staats  X (lex rei sitae zum Zeitpunkt der Vereinbarung) erfüllen.

1  Vgl. dazu ausführlich Kapitel  5 §  1, ab S. 131.
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Weil die nationalen materiellen Sachenrechte grundlegend verschieden sind, 
kann die Lösung der Rechtsfrage je nach Kollisionsrecht eine andere sein. 

Das materielle Sachenrecht des Staats  Y könnte in Beispielsfall 2 etwa eine Eintragung oder 
Übergabe für entbehrlich halten, während das Recht des Staats  X diese voraussetzt. Verzichten 
die Parteien auf die Eintragung, welche das materielle Sachenrecht von Staat  X als lex rei sitae 
vorsieht, da sie annehmen, es finde aufgrund des Kollisionsrechts des Ausgangsstaats  X das 
Recht des Bestimmungsstaats  Y Anwendung, könnte das Sicherungsrecht als unwirksam be-
wertet werden, wenn die Rechtsfrage nach dem Kollisionsrecht des Staats  Y bewertet wird, 
wonach die lex rei sitae im Zeitpunkt der Vereinbarung maßgeblich ist.

Das maßgebliche Kollisionsrecht und das von ihm bestimmte anwendbare Sach-
recht stehen allerdings erst fest, wenn ein Rechtsstreit anhängig wird, denn erst 
dann ist sicher, welcher von mehreren potenziell zuständigen Mitgliedstaaten 
sein eigenes Kollisionsrecht anwenden wird. 

Die Frage, ob das dingliche Sicherungsrecht des A in Beispielsfall 2 wirksam ist, könnte sich 
nicht nur vor den Gerichten der Staaten  X und Y, sondern auch vor den Gerichten des Staats  Z 
stellen, wenn B die Sache an C in Staat  Z verleiht und A sie von diesem bei Eintritt des Siche-
rungsfalls herausverlangt.

Aus dem Zusammenspiel der möglichen Zuständigkeiten innerhalb der EU (I.), 
den unterschiedlichen Kollisionsrechten der Mitgliedstaaten (II.) und den Unter-
schieden, die im materiellen Sachenrecht der Mitgliedstaaten bestehen (III.), ent-
stehen somit Rechtsunsicherheiten und andere Nachteile (B.)

Folgender Beispielsfall2 soll der Veranschaulichung dienen:

Beispielsfall 3  A, wohnhaft in Österreich, betreibt ein Unternehmen in Wien, das hochwerti-
ge Soundanlagen herstellt. B, wohnhaft in Deutschland, kauft eine Soundanlage bei A in Wien, 
um sie in seinem Unternehmen einzusetzen, welches sich auf die technische Ausrüstung von 
Ausstellungen spezialisiert. B zahlt den Kaufpreis nicht sofort, weshalb A und B im schriftli-
chen Kaufvertrag einen Eigentumsvorbehalt zugunsten des A vereinbaren. 

B setzt die Soundanlage sodann für eine über mehrere Monate angelegte Ausstellung in Ita-
lien ein. Nach einigen Wochen möchte A aufgrund des Eigentumsvorbehalts seine Anlage zu-
rückfordern, da B ihm den Kaufpreis nicht vereinbarungsgemäß gezahlt hat. Nach welchem 
Recht richtet sich die Frage, ob der Eigentumsvorbehalt dingliche Wirkungen hat?

Abwandlung zu Beispielsfall 3: In Italien will C von B das Eigentum an der Soundanlage er-
werben. Kann B als Berechtigter verfügen oder müssten die Voraussetzungen für einen Erwerb 
vom Nichtberechtigten erfüllt werden?

2  Es wird bewusst ein Fall gewählt, bei dem das entscheidende Anknüpfungsmoment im 
Grundsatz die lex rei sitae ist, denn dies ist – trotz unterschiedlicher Ausnahmen von der lex rei 
sitae in den einzelnen Rechtsordnungen, vgl. sogleich – der Fall, der am häufigsten relevant 
wird. Der Fall zeigt, dass die Lösung trotzdem unterschiedlich verläuft. Zu einer Bewertung 
dieser Unterschiede vgl. Kapitel  1 §  1 B, ab S. 13.
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I. Internationale Zuständigkeit innerhalb der EU

Das Internationale Zivilprozessrecht der Union sieht keinen ausschließlichen 
Gerichtsstand für sämtliche sachenrechtliche Fragestellungen vor, sodass mehre-
re Gerichte alternativ für die Klärung derselben Rechtsfrage zuständig sein kön-
nen.3 So ist in Zivil- und Handelssachen für Streitigkeiten, die bewegliche Sa-
chen zum Gegenstand haben, grundsätzlich der allgemeine Gerichtsstand in dem 
Staat eröffnet, in dem der Beklagte seinen Wohnsitz hat (nach Art.  4 Brüssel Ia-
VO). Unter bestimmten Voraussetzungen können auch Personen vor den Gerich-
ten eines Mitgliedstaats verklagt werden, die ihren Wohnsitz außerhalb der Euro-
päischen Union haben (vgl. Art.  6 Abs.  1 Brüssel Ia-VO). Neben den Fällen der 
ausschließlichen Gerichtsstände (Art.  24 Brüssel Ia-VO) und der Gerichtsstands-
vereinbarungen (Art.  25 Brüssel Ia-VO) gilt dies bei Klagen gegen den Unterneh-
mer und gegen den Arbeitgeber. Dort ist ein Gerichtsstand am Wohnsitz des Ver-
brauchers (Art.  18 Abs.  1 Brüssel Ia-VO) bzw. unter anderem am gewöhnlichen 
Arbeitsort des Arbeitnehmers (Art.  21 Abs.  2 i. V. m. Abs.  1 lit.  b Brüssel Ia-VO) 
eröffnet.4 Je nachdem, welche Person in einem Rechtsstreit die Rolle des Beklag-
ten hat und wo diese ihren Wohnsitz hat, können somit verschiedene Gerichte 
zuständig sein. 

Wenn der in Österreich wohnhafte A im Beispielsfall 35 gegen den in Deutschland wohnhaften 
B auf Herausgabe klagt, sind gem. Art.  4 Abs.  1 Brüssel Ia-VO die Gerichte in Deutschland 
zuständig. Klagt er in der Abwandlung gegen C, um die Herausgabe zu verlangen, so sind gem. 
Art.  4 Abs.  1 Brüssel Ia-VO die Gerichte in Italien zuständig.

Doch auch wenn der Beklagte feststeht, kann sich dieselbe Rechtsfrage vor ver-
schiedenen Gerichten stellen – beispielsweise dann, wenn diese (sachenrechtlich 
zu qualifizierende) Frage eine Vorfrage im Rahmen einer vertraglichen Streitig-
keit darstellt und für die vertragliche Streitigkeit neben dem allgemeinen Ge-
richtsstand der besondere Gerichtsstand des Art.  7 Nr.  1 Brüssel Ia-VO offen-
steht. 

3  Art.  24 Nr.  1 Brüssel Ia-VO begründet zwar einen ausschließlichen Gerichtsstand für 
Streitigkeiten in Zivil- und Handelssachen, „welche dingliche Rechte an unbeweglichen Sa-
chen sowie die Miete oder Pacht von unbeweglichen Sachen zum Gegenstand haben“. Hiervon 
sind bewegliche Sachen allerdings nicht betroffen, und auch unbewegliche Sachen nur im An-
wendungsbereich der Verordnung. Beispielsweise bestimmt sich die Zuständigkeit für Ent-
scheidungen in Erbsachen – in Ermangelung einer abweichenden Regelung – auch sofern un-
bewegliche Sachen betroffen sind nach Art.  4 EuErbVO.

4  Wohnt die beklagte Partei nicht in der Europäischen Union und liegt keiner der soeben 
genannten Ausnahmefälle vor, können die mitgliedstaatlichen Gerichte ihre Zuständigkeit aus 
nationalen Vorschriften herleiten, vgl. Art.  6 Abs.  1, Abs.  2 Brüssel Ia-VO.

5  Vgl. oben S. 6.
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Will A (ÖR) in Beispielsfall 36 stattdessen gegen B (DE) auf Kaufpreiszahlung klagen, so wä-
ren neben den deutschen Gerichten (Art.  4 Abs.  1 Brüssel Ia-VO) alternativ gem. Art.  7 Nr.  1 
lit.  b Alt. 1 Brüssel Ia-VO das Gericht in Wien zuständig. Wenn B sich im Laufe der Verhand-
lungen darauf beruft, dass er mit A einen Eigentumsvorbehalt mit einer Stundung des Kaufprei-
ses vereinbart habe, müssten sich die Gerichte in Wien eventuell auch mit der Wirksamkeit des 
Eigentumsvorbehalts auseinandersetzen.

Wenn die Brüssel Ia-VO nicht anwendbar ist, etwa weil deren Anwendbarkeit 
nach Art.  1 Abs.  2 Brüssel Ia-VO ausgeschlossen ist, und sich die Zuständigkeit 
nach einem anderen Instrument richtet (wie beispielsweise der EuErbVO), wird 
für die Zuständigkeit des Gerichts gegebenenfalls auf andere Faktoren abgestellt. 
Dies kann unter Umständen dazu führen, dass sich potenziell noch weitere Ge-
richte mit der Frage des Bestands eines bestimmten Rechts an einer Sache be-
schäftigen.

Würde A in Beispielsfall 37 sterben und käme es in der Folge zu einer Erbstreitigkeit, so würde 
die Frage, ob der Eigentumsvorbehalt wirksam vereinbart wurde, relevant werden bei der Fra-
ge, welche Gegenstände in das Nachlassvermögen fallen. Für die Klärung dieser Frage wären 
die Gerichte in Österreich zuständig gem. Art.  4 EuErbVO.

Ein und dieselbe Rechtsfrage kann sich somit je nach Konstellation vor Gerich-
ten verschiedener Staaten stellen. 

II. Internationales Sachenrecht der Mitgliedstaaten

Für das Internationale Sachenrecht gibt es in der Europäischen Union noch keine 
einheitliche Regelung, sodass jedes Gericht das Internationale Sachenrecht sei-
nes Staats anwendet. Es entscheiden daher mitgliedstaatliche Regelungen darü-
ber, das Recht welchen Staates auf bestimmte Fragen im Zusammenhang mit 
dinglichen Rechtsverhältnissen an Sachen anwendbar ist (Sachstatut).8 

Als Sachstatut ist in allen Mitgliedstaaten der EU als Grundsatz inzwischen 
das Recht am Belegenheitsort der Sache (lex rei sitae) sowohl für unbewegliche 
als auch für bewegliche Sachen anerkannt.9 Grundsätzlich herrscht somit Einig-
keit darüber, welches Recht auf dingliche Rechtsverhältnisse an einer Sache an-
zuwenden ist. 

6  Vgl. oben S. 6.
7  Vgl. oben S. 6.
8  Vgl. A. Junker, IPR (2024), §  17, Rn.  1 für das deutsche Recht. Zum Begriffsverständnis 

in dieser Arbeit vgl. Kapitel  4 §  2, ab S. 108.
9  H.-P. Mansel, in: Staudinger, EGBGB Internat. Sachenrecht (2015), Art.  43 EGBGB, 

Rn.  90 ff. m. w. N. Zur weltweiten Geltung der lex rei sitae bei beweglichen Sachen siehe die 
Nachweise in J. Rakob, Ausländische Mobiliarsicherungsrechte im Inland (2001), 11 Fn.  6. 
Vgl. auch Kapitel  2 §  1 A, S. 36 und ausführlich Kapitel  5 §  2 A. I, ab S. 135.
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Allerdings behandeln die nationalen Kollisionsnormen den Wechsel des maß-
geblichen Statuts unterschiedlich – also den Fall, in dem sich die Tatsache,10 an 
die zur Bestimmung des Sachstatuts angeknüpft wird (z. B. der Belegenheitsort 
der Sache), auf eine Weise ändert, dass nun das Recht eines anderen Staates das 
Sachstatut ist.11 Dies hat eine hohe praktische Relevanz beispielsweise im Be-
reich der Kreditsicherungsrechte an Waren, die über die Grenzen hinweg gehan-
delt werden: Ändert sich das auf ein Kreditsicherungsrecht anwendbare Recht 
(etwa weil sich der Belegenheitsort der Sache ändert), kann es geschehen, dass 
das neue Recht das unter dem alten Recht nach den dort geltenden Regeln ent-
standene Kreditsicherungsrecht für wirkungslos erachtet. Bisher regelt jedes mit-
gliedstaatliche IPR eigenständig, wie es als neues Recht auf ein unter einem 
fremden Recht entstandenes Recht reagieren will.

Der Grundsatz der lex rei sitae führt ferner deshalb nicht zu einer vollkomme-
nen Übereinstimmung des Internationalen Sachenrechts der Mitgliedstaaten, da 
er an zahlreichen Stellen durchbrochen wird.12 So sehen die Mitgliedstaaten ver-
schiedene Ausnahmen von der Anknüpfung an den Belegenheitsort vor. Diese 
Ausnahmen dienen zum Teil dazu, häufige Statutenwechsel zu vermeiden (z. B. 
die Ausnahmen für bestimmte Mobiliarsicherungsrechte, für im Transport be-
findliche Sachen [res in transitu] und Transportmittel), zum Teil anderen Zielen 
wie beispielsweise dem Schutz der Interessen des Eigentümers (z. B. Ausnahmen 
bei gestohlenen Sachen). Sie werden in den europäischen Rechtsordnungen häu-
fig unterschiedlich geregelt. An die Stelle der lex rei sitae tritt dann bei manchen 
Staaten das Recht des Absende- oder Bestimmungsstaats (bei res in transitu), des 
Registerorts oder Heimathafens (bei Transportmitteln) oder das Recht des Staa-
tes, in dessen Gebiet die Sache gestohlen wurde, sofern der Bestohlene dies 
wünscht. Hinzu kommt, dass die Mitgliedstaaten in unterschiedlichem Umfang 
eine Rechtswahl der Parteien zulassen, sodass auch insofern die lex rei sitae 
nicht immer das Sachstatut darstellt. Es gibt zahlreiche weitere Ausnahmen.13 

Darüber hinaus machen sich Divergenzen bei den allgemeinen Prinzipien des 
Kollisionsrechts der Mitgliedstaaten bemerkbar, die Auswirkungen auf die An-
wendung der Normen des Internationalen Sachenrechts haben. Bereits bei der 
Frage, ob ein bestimmtes Rechtsverhältnis in den Anwendungsbereich des 
Sachstatuts und folglich grundsätzlich unter die lex rei sitae fällt, können Unter-
schiede bestehen, da die Qualifikation häufig von den Wertungsmaßstäben des 

10  Der Begriff der „anknüpfungserheblichen Tatsache“ bzw. „Anknüpfungstatsache“ wird 
verwendet von A. Junker, IPR (2024), §  9, Rn.  16, 27.

11  Vgl. auch Kapitel  2 §  1 A, S. 36 und ausführlich Kapitel  5 §  2 A, ab S. 135.
12  Vgl. hierzu auch E.-M. Kieninger, ZEuP 2016, 201 (206 f.); L. D’Avout, Sur les solutions 

du conflit de lois en droit des biens (2006), Rn.  2.
13  Zu diesen Ausnahmen vgl. Kapitel  2 §  1 B, S. 38 und ausführlich in Kapitel  6, ab S. 303.
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Rechts am Gerichtsort beeinflusst ist. Unterschiede bestehen auch bei der Frage, 
ob die Verweisungsnorm das IPR des Staates, dessen Recht anzuwenden ist, um-
fasst, oder unmittelbar die jeweiligen Sachnormen zur Anwendung beruft.

Wenn A gegen B im Beispielsfall 314 in Deutschland klagt, stellt sich zunächst die Frage, ob A 
weiterhin Eigentümer ist. Dafür müsste der Eigentumsvorbehalt zunächst wirksam begründet 
worden sein und Drittwirkung entfalten. 

Nach Art.  43 Abs.  1 EGBGB richtet sich die Begründung des Eigentumsvorbehalts nach der 
(damaligen)15 lex rei sitae. Da sich die Soundanlage in Österreich befand, ist gem. Art.  4 
EGBGB zu prüfen, ob das österreichische Recht die Verweisung annimmt. Dies ist gem. §  31 
Abs.  1 österreichisches IPRG der Fall. Österreichisches Recht ist maßgeblich für die Begrün-
dung des Eigentumsvorbehalts.

Gem. Art.  43 Abs.  2 EGBGB kann der österreichische Eigentumsvorbehalt jedoch nicht „im 
Widerspruch“ zur aktuellen lex rei sitae, also zu italienischem Recht ausgeübt werden. Das 
italienische Recht nimmt diese Verweisung an gem. Art.  51 Abs.  1 italienisches IPRG. Für die 
aktuellen Wirkungen ist somit italienisches Sachenrecht entscheidend. Aus der Kodifikation 
des italienischen IPRG ergibt sich nicht, ob dies auch für die Publizitätsvorschriften gilt, denn 
zumindest die Formvorschriften unterstehen nach Art.  55 italienisches IPRG weiterhin der lex 
rei sitae im Zeitpunkt der Vornahme des Aktes, also österreichischem Recht.

Klagt A gegen C in der Abwandlung zu Beispielsfall 316 in Italien, stellt sich ebenfalls die 
Frage, ob A weiterhin Eigentümer ist, also ob sein Eigentumsvorbehalt wirksam begründet 
wurde und Drittwirkung entfaltet. 

Gem. Art.  51 Abs.  2 italienisches IPRG gilt die (damalige)17 lex rei sitae für den Erwerb und 
Verlust des Eigentums oder dinglicher Rechte; für die Formvorschriften des Erwerbs und Ver-
lustes verweist Art.  55 italienisches IPRG explizit auf die lex rei sitae im Zeitpunkt der Vornah-
me des Aktes. Nach Art.  13 Abs.  2 lit.  b italienisches IPRG handelt es sich dabei ausnahmswei-
se um eine Sachnormverweisung. Die wirksame Begründung des Eigentumsvorbehalts richtet 
sich somit nach österreichischem Recht und österreichischen Formvorschriften.

Gem. Art.  51 Abs.  1 italienisches IPRG werden Eigentum und dingliche Rechte von der ak-
tuellen lex rei sitae, also von italienischem Recht beherrscht. Ob dies die Publizitätsvorausset-
zungen einschließt, ist unklar, vgl. soeben. Wie im Ausgangsfall ist für die aktuellen Wirkungen 
somit italienisches Sachenrecht entscheidend, wobei für die Formvorschriften weiterhin das 
österreichische Recht maßgeblich sein könnte.

Trotz des gemeinsamen Kerns des IPR auf dem Gebiet des Sachenrechts, der lex 
rei sitae, bestehen somit viele Bereiche, in denen keine Einheitlichkeit der Rege-
lungen gegeben ist. D’Avout hat dies für das Internationale Sachenrecht sehr tref-
fend wie folgt beschrieben:

„[…] la divergence des règles étatiques de droit international privé ajoute au conflit des lois 
substantielles internes un conflit des systèmes de droit international privé […]“.18

14  Vgl. oben S. 6.
15  H.-P. Mansel, in: Staudinger, EGBGB Internat. Sachenrecht (2015), Art.  43 EGBGB, Rn.  17.
16  Vgl. oben S. 6.
17  T. Ballarino/​E. Ballarino/​I. Pretelli, DIP (2016), S.  252 f.
18  L. D’Avout, Sur les solutions du conflit de lois en droit des biens (2006), Rn.  2.
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